
 
 
 
 
 
 
 
Maßnahmen gemäß der  

Verordnung zur Sicherung der Energieversorgung über kurzfristig wirk-
same Maßnahmen  
(Kurzfristenergieversorgungssicherungsmaßnahmenverordnung – EnSikuMaV) 

(Zusammenfassung) 

 
§ 7 Trinkwassererwärmungsanlagen in öffentlichen Nichtwohngebäuden 

 
(1) In öffentlichen Nichtwohngebäuden sind dezentrale Trinkwassererwärmungsanlagen, 
insbesondere Durchlauferhitzer oder dezentrale Warmwasserspeicher auszuschalten, wenn 
deren Betrieb überwiegend zum Händewaschen vorgesehen ist. Von einem Ausschalten der 
Geräte kann zeitlich befristet oder ganz abgesehen werden, wenn der Betrieb der Anlagen 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik aus hygienischen Gründen erforderlich 
ist.  
 

 
Titel 3 Maßnahmen zur Energieeinsparung in Unternehmen  

 
§ 9 Informationspflicht über Preissteigerungen für Versorger und für Eigentümer von 
Wohngebäuden 

 
(1) Gas- und Wärmelieferanten, die Eigentümer von Wohngebäuden oder Eigentums-
wohnungen oder Nutzer von Wohneinheiten als Endkunden leitungsgebunden mit Gas oder 
Wärme beliefern, teilen diesen Letztverbrauchern bis zum 30. September 2022 folgende 
Informationen mit:  

1. Informationen über den Energieverbrauch und die Energiekosten des Gebäudes oder der 
Wohneinheit in der letzten vorangegangenen Abrechnungsperiode,  

2. Informationen über die Höhe der voraussichtlichen Energiekosten des Gebäudes oder der 
Wohneinheit für eine vergleichbare Abrechnungsperiode unter Berücksichtigung des am 1. 
September 2022 in dem jeweiligen Netzgebiet geltenden Grundversorgungstarifs für Erdgas 
auf Basis des Grund- und Arbeitspreises, berechnet unter Zugrundelegung des 
Energieverbrauchs der letzten vorangegangenen Abrechnungsperiode und  

3. Informationen über das rechnerische Einsparpotenzial des Gebäudes oder der 
Wohneinheit in Kilowattstunden und Euro unter Heranziehung der Annahme, dass bei einer 
durchgängigen Reduktion der durchschnittlichen Raumtemperatur um 1 Grad Celsius eine 
Einsparung von 6 Prozent zu erwarten ist.  
 
Können diese Informationen innerhalb der Frist nach Satz 1 nicht zur Verfügung gestellt 
werden, sind die Informationen nach Satz 1 auf der Grundlage typischer Verbräuche unter-
schiedlich großer Gebäude oder Haushalte mitzuteilen. Die individualisierte Mitteilung nach 
Satz 1 ist spätestens bis zum 31. Dezember 2022 zu versenden. Die Informationen nach 



Satz 1 sind innerhalb eines Monats erneut zur Verfügung zu stellen, wenn das Preisniveau 
nach Satz 1 Nummer 2 erheblich ansteigt. 

 
(2) Eigentümer von Wohngebäuden mit mindestens zehn Wohneinheiten, deren 
Wohngebäude leitungsgebunden mit Gas oder Wärme beliefert werden, haben den Nutzern 
die Informationen nach Absatz 1 Satz 1 mitzuteilen. Auf dieser Grundlage teilen sie den 
Nutzern für ihre jeweilige Wohneinheit bis zum 31. Oktober 2022 zusätzlich spezifische 
Informationen über den Verbrauch der jeweiligen Wohneinheit, über die bei unverändertem 
Energieverbrauch zu erwartenden Energiekosten und Kostensteigerungen sowie die für ihre 
jeweilige Wohneinheit spezifischen Reduktionspotenziale bei einer Temperaturreduktion 
gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 mit. Erhalten die Eigentümer von ihren Versorgern 
lediglich allgemeine Informationen nach Absatz 1 Satz 2, so teilen Sie ihren Mietern ihrer-
seits allgemeine Informationen zu dem Einsparpotenzial einzelner Haushalte anhand typi-
scher Verbräuche mit. Die individualisierte Mitteilung nach Satz 1 ist spätestens bis zum 31. 
Januar 2023 zu versenden. Die Informationen nach Satz 1 sind unverzüglich erneut zur 
Verfügung zu stellen, wenn der Gebäudeeigentümer nach einem Anstieg des Preisniveaus 
nach Absatz 1 Satz 4 von seinem Versorger informiert worden ist.  
 
(3) Eigentümer von Wohngebäuden mit mindestens zehn Wohneinheiten, deren 
Wohngebäude leitungsgebunden mit Gas oder Wärme beliefert werden, haben den Nutzern 
zum 31. Oktober 2022 Kontaktinformationen und eine Internetadresse von einer Verbrau-
cherorganisation, einer Energieagentur oder sonstigen Einrichtung zur Verfügung zu stellen, 
bei denen Informationen über Maßnahmen zur Energieeffizienzverbesserung, Endnutzer-
Vergleichsprofile und objektive technische Spezifikationen für energiebetriebene Geräte 
eingeholt werden können. Die Informationspflicht nach Satz 1 gilt als erfüllt, wenn der 
Eigentümer gegenüber dem Nutzer innerhalb der in Satz 1 genannten Frist die Nutzer auf 
die Informationskampagne des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz „80 Mil-
lionen gemeinsam für Energiewechsel“1) inklusive eines klaren und verständlichen Hinwei-
ses auf die Internet-Angebote der Informationskampagne und die dort genannten Effizienz- 
und Einsparinformationen hinweist.  

(4) Eigentümer von Wohngebäuden mit weniger als zehn Wohneinheiten, deren 
Wohngebäude leitungsgebunden mit Gas oder Wärme beliefert werden, leiten den Mietern 
unverzüglich die Informationen weiter, die sie von ihrem Gas- oder Wärmelieferanten nach 
Absatz 1 erhalten haben.  
 

 
§ 12 Mindestwerte der Lufttemperatur für Arbeitsräume in Arbeitsstätten  
 
Für Arbeitsräume in Arbeitsstätten gelten die in § 6 Absatz 1 Satz 1 festgelegten Höchstwerte 
für die Lufttemperatur als Mindesttemperaturwerte. 
 
 

 
§ 6 Höchstwerte für die Lufttemperatur in Arbeitsräumen in öffentlichen Nichtwohnge-
bäuden 

(1) Im Arbeitsraum in einem öffentlichen Nichtwohngebäude darf die Lufttemperatur 
höchstens auf die folgenden Höchstwerte geheizt werden: 1. für körperlich leichte und 
überwiegend sitzende Tätigkeit 19 Grad Celsius,  

2. für körperlich leichte Tätigkeit überwiegend im Stehen oder Gehen 18 Grad Celsius,  
 
3. für mittelschwere und überwiegend sitzende Tätigkeit 18 Grad Celsius,  



4. für mittelschwere Tätigkeit überwiegend im Stehen oder Gehen 16 Grad Celsius oder  

5. für körperlich schwere Tätigkeit 12 Grad Celsius.  
 

 
(2) Öffentliche Arbeitgeber haben dafür Sorge zu tragen, dass in Arbeitsräumen keine 
Wärmeeinträge durch gebäudetechnische Systeme wie Heizungsanlagen, Heizenergie o-der 
Energie durch raumlufttechnische Anlagen oder andere Heizgeräte erfolgen, infolge derer 
die in Absatz 1 festgelegte Höchsttemperatur überstiegen wird.  

 
§ 13 Inkrafttreten, Außerkrafttreten  
 
Diese Verordnung tritt am 1. September 2022 in Kraft und mit Ablauf des 28. Februar 2023 
außer Kraft. 
 
 
(Die Inhalte dieser Information wurden mit größter Sorgfalt zusammengestellt, wir können jedoch keine Haftung für Sach- und 

Rechtsmängel dieser Information, insbesondere nicht für die  

Richtigkeit, Fehlerhaftigkeit, Vollständigkeit und/oder Verwendbarkeit übernehmen.) 

 


